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Drucksache IV/ 1930 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den Entwurf einer Entscheidung des Rats der EWG über 
die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der 

Gemeinschaft 

— Drucksache IV/1710 — 


A. Bericht des Abgeordneten Metzger 


1. Der Entwurf einer Entsdieidung ist dem Bundes- 
tag von der Bundesregierung gemäß Artikel 2 
Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Euro- 
päischen Atonxgemeinschaft (EAG) vom 27. Juli 
1957 übersandt worden und entsprechend dem 
Beschluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 
— Drucksache 1187 — vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages am 5. Dezember 1963 dem 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten feder- 
führend und dem Ausschuß für Entwicklungshilfe 
zur Mitberatung überwiesen worden. Der Bun- 

F desminister für Wirtschaft übersandte den Aus- 

schüssen am 14. Januar 1964 einen modifizierten 
Text in der Fassung, wie ihn der Rat der EWG 
am 3. Dezember 1963 gebilligt hat. Gleichzeitig 
mit der Billigung dieses Textes hat der Rat be- 
schlossen, das Europäische Parlament anzuhören. 
Die formelle Beschlußfassung soll zu einem spä- 
teren Zeitpunkt erfolgen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat den Entwurf der Entscheidung am 24. Ja- 
nuar 1964 zustimmend zur Kenntnis genommen; 
ein gleiches Votum des mitbeteiligten Aus- 
schusses liegt vor. 

2. Der Entwurf der Entscheidung befaßt sich mit der 
Neuregelung der Assoziierung der nicht unab- 
hängigen überseeischen Länder und Hoheitsge- 
biete mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft nach Ablauf des dem EWG-Vertrag beige- 1 
fügten Durchführungsabkommens gemäß Arti- ' 


kel 136 des Vertrages. Die Länder und Gebiete, 
für welche die Entscheidung gilt, ergeben sich 
aus dem Anhang VII (Drucksache IV/1710 
Seite 14). Für die überseeischen Departements 
Frankreichs gelten gemäß Artikel 24 der Entschei- 
dung der Titel II über die Finanzhilfe und tech- 
nische Zusammenarbeit und der Anhang V. Die 
Entscheidung wird fünf Jahre von ihrem Inkraft- 
treten an gelten, das heißt, für die gleiche Zeit- 
dauer wie das Abkommen von Jaunde, das die 
Beziehungen der unabhängig gewordenen Staa- 
ten zur EWG regelt (vergleiche dazu Druck- 
sache IV/ 1673). 

3. Die neuen Bestimmungen berücksichtigen sowohl 
die während der ersten fünf Jahre der Assozia- 
tion gewonnenen Erfahrungen und Ergebnisse 
als auch die Erfordernisse, die sich bei den Ver- 
handlungen mit den unabhängigen afrikanischen 
Staaten und Madagaskar ergeben haben. Daher 
besteht auch eine weitgehende Übereinstimmung 
zwischen den Bestimmungen der Entscheidung 
und denjenigen des Abkommens von Jaunde. 

Als wichtige Fortschritte der neuen Bestimmun- 
gen gegenüber dem bisherigen Assoziationsver- 
hältnis sind besonders hervorzuheben 

a) die Bestätigung des Grundsatzes der Gleich- 
behandlung der Mitgliedstaaten und der üb- 
rigen assoziierten Länder auf dem Gebiet der 
Ausfuhrzölle (Artikel 3); 

b) die Gewährung des Rechtes an die assoziier- 
ten Länder, abweichend von der Verpflichtung 
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zur Aufhebung aller mengenmäßigen Be- 
schränkungen der Einfuhren aus der Gemein- 
schaft solche Beschränkungen beizubehalten 
oder einzuführen, falls ihre wirtschaftliche 
Situation das erfordert (Artikel 5 Ziff. 3); 

c) das Recht der assoziierten Länder, unterein- 
ander Zollunionen oder Freihandelszonen zu 
gründen (Artikel 7); 

d) die Forderung nach Berücksichtigung der In- 
teressen der assoziierten Staaten (Artikel 10 
Abs. 1). Sie sollte sich im Interesse der Ent- 
wicklung des Handels zwischen der Gemein- 
schaft und den assoziierten Ländern und Ge- 
bieten nicht darauf beschränken, den Erzeug- 
nissen dieser Länder den Zugang zum Ge- 
meinsamen Markt nicht völlig zu verwehren, 
sondern ihnen eine privilegierte Stellung 
gegenüber den Drittländern garantieren; 

e) die Freiheit der assoziierten Länder in ihren 
handelspolitischen Beziehungen zu dritten 
Ländern (Artikel 11). Die Gewährung dieser 
Freiheit ist zu begrüßen, insbesondere da die 


Koordinierung der handelspolitischen Maß- 
nahmen durch vorgesehene Konsultationen 
im Rahmen des Rates gewährleistet werden 
soll; 

f) die Einführung von Schutzklauseln zugunsten 
der assoziierten Länder (Artikel 12). Es wäre 
allerdings wünschenswert, diese Bestimmun- 
gen restriktiv auszulegen und sie durch Ar- 
tikel 226 des EWG- Vertrages, der dem Schutz 
der Interessen der Mitgliedstaaten dient, zu 
ergänzen; 

g) die Durchführung der Gleichheit der Staatsan- 
gehörigen und Gesellschaften aller Mitglied- 
staaten auf dem Gebiet der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs in den assoziierten Ländern innerhalb 
von drei Jahren auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit (Artikel 25); 

h) die Erleichterung des Kapitalverkehrs und 
der Zahlungen zwischen den Mitgliedstaaten 
und den assoziierten Ländern (Artikel 30 
bis 32). 


Bonn, den 13. Februar 1964 


Metzger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf der Entscheidung — Drucksache IV/1710 
— zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 13. Februar 1964 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Metzger 

Berichterstatter 
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